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I. VORBEMERKUNG 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird das wichtige Anliegen aufgegrif-
fen, verlässliche und verbindliche Strukturen zur Prävention von Suiziden 
und Suizidversuchen bundesweit zu verankern und weiterzuentwickeln. 
Dies wird vom BKK Dachverband e.V. unterstützt. Der Gesetzentwurf ver-
steht Suizidprävention jedoch bislang primär als Aufgabe der akuten Versor-
gung und Krisenintervention. Für eine nachhaltige und wirksame Suizidprä-
vention greift dieser Verengung auf das medizinische Versorgungssystem 
zu kurz: Notwendig wäre darüber hinaus eine deutlich stärkere Verankerung 
von Maßnahmen zur Förderung der psychischen Gesundheit und Suizidprä-
vention in den unmittelbaren Lebenswelten der Menschen (wie Schulen, 
Hochschulen, der Arbeitswelt sowie Pflegeeinrichtungen). Insbesondere 
settingbezogene Ansätze, gezielte Aufklärung und die Stärkung der allge-
meinen Gesundheitskompetenz leisten entscheidende Beiträge zur Reduk-
tion von Suizidalität und werden im vorliegenden Entwurf bislang unzu-
reichend berücksichtigt. 

Suizidprävention ist dabei nicht allein eine Aufgabe der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) oder des Gesundheitswesens, sondern eine ge-
samtgesellschaftliche Public-Health-Aufgabe sowie Teil der staatlichen Da-
seinsvorsorge. Um Risikofaktoren frühzeitig zu begegnen und insbesondere 
vulnerable Gruppen zu stärken, bedarf es sektorenübergreifender Maßnah-
men, die weit über die Versorgung bereits akut suizidgefährdeter Personen 
hinausgehen. 

Als gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist die Suizidprävention konsequenter-
weise aus Steuermitteln von Bund, Ländern und Kommunen zu finanzieren. 
Eine sachwidrige Verlagerung von Aufgaben der öffentlichen Fürsorge und 
Daseinsvorsorge auf die Beitragszahler der gesetzlichen Krankenversiche-
rung – wie sie mit den vorgesehenen Modellvorhaben nach § 64f SGB V be-
absichtigt ist – lehnt der BKK Dachverband ab. Statt zeitlich und regional be-
fristeter Modellprojekte auf Kosten der Beitragszahler bedarf es verbindli-
cher, bundesweit einheitlicher Versorgungspfade in der Regelversorgung (u. 
a. durch Weiterentwicklung der KSVPsych-Richtlinie des G-BA) sowie einer 
interoperablen Vernetzung bestehender Hilfs- und Notrufstrukturen.   



  Suizidprävention 07 | 2026 
 
 

 4 

II. DETAILKOMMENTIERUNG 

Artikel 1 Gesetz zur Prävention von Suizidversuchen und 
Suiziden 

Zu §1 Nr. 1 Ziel des Gesetzes 

Der Gesetzentwurf fokussiert sich bislang insbesondere auf die Unterstützung von 
Menschen in akuten Krisensituationen und die Weiterentwicklung entsprechender 
Hilfs- und Versorgungsstrukturen. Für eine nachhaltige und wirksame Suizidpräven-
tion sollte es jedoch stärker auf Maßnahmen ausgerichtet werden, die bereits vor 
dem Entstehen akuter Krisen ansetzen. In diesem Sinne sollte die Aufklärung und 
Stärkung der Gesundheitskompetenz stärker in den Mittelpunkt gerückt werden. 
Menschen sollten befähigt werden, Anzeichen psychischer Problemlagen frühzeitig 
zu erkennen, Hilfsangebote zu finden und rechtzeitig Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen. Darüber hinaus ist eine verbesserte (prädiktive) Datengrundlage erforder-
lich, um Risikofaktoren und besonders gefährdete Personen- und oder Berufsgrup-
pen frühzeitig zu erkennen. Dies ermöglicht eine zielgerichtete Sensibilisierung und 
Ansprache von Menschen mit erhöhtem Risiko und trägt dazu bei, die Suizidpräven-
tion stärker präventiv und vorausschauend auszurichten. 

ÄNDERUNGSVORSCHLAG 

§1 Nr. 1 SuizidPrävG wird ergänzt 
Ziel dieses Gesetzes ist, die Prävention von Suizidversuchen und Su-
iziden (Suizidprävention) von Menschen aller Altersgruppen zu stär-
ken und zu verbessern. Teil der Suizidprävention ist es, betroffene 
Menschen in sich anbahnenden oder bestehenden Krisensituationen 
frühzeitig und umfassend zu unterstützen, Suizidalität vorzubeugen 
und die Themen Suizid und Suizidalität zu enttabuisieren Hierzu müs-
sen Maßnahmen zur Förderung psychischer Gesundheit, der Ge-
sundheitskompetenz sowie lebenswelt- und settingbezogene An-
sätze der Suizidprävention gestärkt werden. Darüber hinaus führt 
eine Verbesserung der Datengrundlagen zur frühzeitigen Identifika-
tion von Risikofaktoren und Risikogruppen, um präventive 
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Maßnahmen gezielt auszurichten und besonders gefährdete Perso-
nen frühzeitig zu erreichen. 

 

Zu §4 Nr. 1 Aufgaben der Bundesfachstelle   

§4 Nr. 1 sollte dahingehend angepasst werden, als dass keine weitere zentrale, unent-
geltliche und bundesweit einheitliche Rufnummer aufgebaut und betrieben werden 
soll. Für psychosoziale Krisen besteht mit der EU-harmonisierten 116 123 bereits ein 
etablierter, bundesweiter und entgeltfreier Zugang, ebenso existiert mit der 116 111 
ein etablierter altersspezifischer Zugang für Kinder und Jugendliche. Die Aufgabe der 
Bundesfachstelle nach § 4 Nr. 1 sollte darauf gerichtet werden, die bestehenden Zu-
gänge – 116 123, 116 111, 112, 116 117 und die regionalen Krisendienste – zu einem 
interoperablen Verbund zu verknüpfen, statt eine weitere zusätzliche Nummer zu konzi-
pieren. Für die Schnittstelle zur medizinischen Versorgung ist Voraussetzung, dass das 
Ersteinschätzungsverfahren nach § 75 Abs. 1a SGB V um ein validiertes, evaluiertes 
Modul zur Erkennung psychischer Beschwerden und akuter Suizidalität ergänzt wird 
und dass für dessen Anwendung ein verbindliches Qualifikationsprofil festgelegt wird. 
Ohne diese Voraussetzung ist jede Weiterleitung suizidaler Anrufender aktuell in die 
116117-Struktur nicht vertretbar. 

Zudem sei darauf hingewiesen, dass psychosoziale Krisenberatung keine Krankenbe-
handlung darstellt und dementsprechend außerhalb des Sicherstellungsauftrags nach § 
75 SGB V liegt. Eine Aufgabenzuweisung an die Kassenärztlichen Vereinigungen oder 
eine Finanzierung aus Mitteln der gesetzlichen Krankenversicherung ist daher durchge-
hend abzulehnen. 

ÄNDERUNGSVORSCHLAG 

§4 Nr. 1 SuizidPrävG wird ersetzt 
unter Berücksichtigung bestehender Strukturen ein Konzept zum Aufbau 
und Betrieb einer zentralen, unentgeltlichen und bundesweit einheitlichen 
Rufnummer insbeson dere für Personen in Krisensituationen und diesen 
nahe stehenden Personen, die die Möglichkeit der unmittelbaren techni-
schen Weiterleitung an regional verfügbare Krisendienste bietet, entwickelt 
und den Erfahrungsaustausch zwischen den Akteuren zur bedarfsgerechten 
Weiterentwicklung fördert, 



  Suizidprävention 07 | 2026 
 
 

 6 

unter Berücksichtigung bestehender Strukturen ein Konzept zur in-
teroperablen Verknüpfung der bestehenden telefonischen und digita-
len Hilfszugänge zu einer gemeinsamen Erreichbarkeits- und Weiter-
leitungsarchitektur entwickelt und den Erfahrungsaustausch zwischen 
den Akteuren zur bedarfsgerechten Weiterentwicklung fördert. Hierzu 
zählt insbesondere, dass das Ersteinschätzungsverfahren nach § 75 
Abs. 1a SGB V um ein validiertes, evaluiertes Modul zur Erkennung 
psychischer Beschwerden und akuter Suizidalität ergänzt und dass für 
dessen Anwendung ein verbindliches Qualifikationsprofil festgelegt 
wird 

 

Zu §4 Nr. 8 Aufgaben der Bundesfachstelle   

Die Bundesfachstelle soll unter Einbeziehung der Berufsverbände und Kammern Rah-
menempfehlungen für Fort- und Weiterbildungsangebote zur Suizidprävention für An-
gehörige von Berufen entwickeln, die regelmäßig mit Suizidalität konfrontiert sind. Dar-
über hinaus sollen sie deren Implementierung in die berufliche Praxis fördern. Die Be-
gründung nennt beispielhaft Pflegefachpersonen und andere Gesundheitsberufe, Be-
schäftigte in der Kinder- und Jugendhilfe sowie Beschäftigte an allgemein- und berufs-
bildenden Schulen. Die Qualifizierung von Gatekeepern wird ausdrücklich unterstützt. 
Die frühzeitige Erkennung sich anbahnender Krisen in Berufsgruppen mit regelmäßi-
gem Kontakt zu gefährdeten Personen zählt zu den am besten belegten Ansätzen der 
Suizidprävention. Einheitliche, evidenzbasierte und kostenfrei verfügbare Rahmenemp-
fehlungen können hierzu einen wesentlichen Beitrag leisten. Die Arbeitswelt fehlt im 
Gesetzentwurf jedoch vollständig. Aus Sicht der Betriebskrankenkassen ist an dieser 
Stelle die verpflichtende Etablierung von betrieblichen Ansprechstellen, angepassten 
Wiedereingliederungsangeboten sowie Schulungen von Führungskräften zu ergänzen. 
Ferner führt die Begründung die Rahmenempfehlungen als evidenzbasiert und kosten-
frei aus, beschreibt jedoch nicht zu ihrer Rechtswirkung. Es ist klarzustellen, dass die 
Rahmenempfehlungen unverbindlich sind und weder Vergütungsansprüche noch Quali-
fikationsvoraussetzungen für die Teilnahme an der vertragsärztlichen Versorgung be-
gründen. 

 

ÄNDERUNGSVORSCHLAG 
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§4 Nr. 8 SuizidPrävG wird ergänzt 
unter Einbeziehung der Berufsverbände und Kammern Rahmenemp-
fehlungen für Fort- und Weiterbildungsangebote zur Suizidprävention 
für Angehörige von Berufen, die regelmäßig mit Suizidalität konfron-
tiert sind, entwickelt und deren Implementierung in die berufliche Pra-
xis fördert. Sowie Vorgaben für geeignete betriebliche Ansprechstel-
len, bedarfsgerechte Wiedereingliederungsangebote nach belasten-
den Ereignissen und Schulungsinhalte von Führungskräften im Um-
gang mit psychisch belasteten Mitarbeitenden definiert. In die Rah-
menempfehlungen ist aufzunehmen, dass die Rückkehr an den Ar-
beitsplatz nach suizidalen Krisen berücksichtigt wird und hierzu an das 
Betriebliche Eingliederungsmanagement nach § 167 Absatz 2 SGB IX 
sowie die stufenweise Wiedereingliederung nach § 74 SGB V an-
knüpft.  

 

Zu §4 Nr. 10 Aufgaben der Bundesfachstelle 

Der Gesetzentwurf sieht richtigerweise eine verbesserte Datenerhebung 
und die Identifikation von Risikogruppen vor. Dabei bleibt jedoch offen, an-
hand welcher Merkmale diese Risikogruppen bestimmt werden sollen. Die 
berufliche Situation und die Zugehörigkeit zu bestimmten Berufsgruppen 
stellen wichtige soziale Determinanten der psychischen Gesundheit dar und 
können mit spezifischen Belastungen und Suizidrisiken verbunden sein. Bis-
lang werden entsprechende Angaben im Zusammenhang mit Suiziden je-
doch nicht systematisch erfasst. Die Berücksichtigung soziodemographi-
scher und berufsbezogener Merkmale im Rahmen der vorgesehenen Da-
tenerhebung und Analyse würde die Evidenzbasis für die Suizidprävention 
stärken. Dadurch könnten Risikofaktoren und besonders betroffene Bevöl-
kerungsgruppen besser verstanden, Präventionsmaßnahmen zielgerichteter 
ausgerichtet sowie Informations-, Unterstützungs- und Präventionsange-
bote bedarfsgerecht weiterentwickelt werden. Die Erhebung entsprechen-
der Merkmale dient dabei nicht der Identifikation einzelner Personen, son-
dern der wissenschaftlichen Analyse von Belastungs- und Risikokonstellati-
onen auf Bevölkerungsebene. 
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ÄNDERUNGSVORSCHLAG 

§4 Nr. 10 SuizidPrävG wird ergänzt 
eine Bedarfs- und Machbarkeitsanalyse für eine regelmäßige quali-
tätsgesicherte und mit geringem Ressourcenaufwand umsetzbare 
Datenerhebung, Analyse und Berichterstattung zu Suizidalität ein-
schließlich differenzierter Erhebungen und Identifikation von insbe-
sondere Risikogruppen, unter Berücksichtigung soziodemografischer 
und berufsbezogener Merkmale, Methoden, Mitteln und Schwer-
punktorten von Suiziden oder Suizidversuchen durchführt und ein 
diesbezügliches Konzept erarbeitet und dabei auch eine Empfehlung 
für eine bundeseinheitlich zu verwendende Todesbescheinigung zur 
direkten Erfassung der Todesursache entwickelt. 

 

Zu §5 Abs. 3 Nr. 1 und §5 Abs. 4 Einrichtung eines Fachbeirats bei 
der Bundesfachstelle    

Zum Aufgabenportfolio des einzurichtenden Fachbeirats soll u.a. die Beratung der Bun-
desfachstelle für Suizidprävention gehören. Nach den Empfehlungen zur Umsetzung 
einer Nationalen Suizidpräventionsstrategie soll die Bundesfachstelle unter anderem 
bei der Entwicklung von Qualitätskriterien und -standards (§ 4 Satz 1 Nummer 7) und 
der Rahmenempfehlungen für Fort- und Weiterbildungsangebote (§ 4 Satz 1 Nummer 
8) mitwirken. Dies hat perspektivisch Auswirkungen auf die vertragsärztliche Versor-
gung, ohne dass die gesetzlichen Krankenversicherungen eine Möglichkeit zur Mitge-
staltung haben. Während Berufsverbände und Kammern in § 4 Satz 1 Nummer 8 nor-
mativ in die Entwicklung einbezogen sind und § 5 Absatz 3 sogar Vertreterinnen und 
Vertreter von Polizeien und Rettungsdiensten ausdrücklich benennt, ist eine Vertretung 
der Krankenkassen und ihrer Verbände bisher nicht vorgesehen. Das Berufungssystem 
auf Zeit ohne Wiederberufungsmöglichkeit ist ebenfalls aufgrund des drohenden Ver-
lustes bereits erworbener Expertise abzulehnen. 

ÄNDERUNGSVORSCHLAG 

§5 Abs.3 Nr. 1 SuizidPrävG wird ergänzt 
Vertreterinnen oder Vertreter von Einrichtungen und Verbänden zur 
Förderung und Entwicklung der Suizidprävention, hierzu zählt auch der 
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Spitzenverband Bund der Krankenkassen, der Verband der Privaten 
Krankenversicherung und die Deutsche Krankenhausgesellschaft  

 
§5 Abs. 4 SuizidPrävG wird geändert 

Die Mitgliedschaft im Fachbeirat ist an die Person gebunden. Eine ein-
malige Wiederberufung ist nicht möglich.  
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Artikel 2 Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Zu §64f Modellvorhaben zu Maßnahmen der Suizidprävention   

Mit dem neuen § 64f SGB V sollen Maßnahmen der Suizidprävention Gegenstand von 
Modellvorhaben nach § 63 Absatz 1 oder 2 SGB V werden können, ausgerichtet auf die 
Vernetzung der medizinischen Regelversorgung mit Krisendiensten und Angeboten der 
Suizidprävention (Absatz 1 Nummer 1) sowie die Vermittlung von Menschen nach ei-
nem Suizidversuch in eine systematische suizidpräventive Betreuung (Absatz 1 Num-
mer 2). Nach Absatz 2 soll angestrebt werden, in jedem Land mindestens ein Modell-
vorhaben durchzuführen. Der gesetzlichen Krankenversicherung werden hierfür jährli-
che Mehrausgaben in Höhe eines unteren bis mittleren einstelligen Millionenbetrags 
sowie ein einmaliger Erfüllungsaufwand von 4.160.000 Euro zugerechnet. 

Der Vorschlag der Einführung eines §64f SGB V zur Etablierung von Modellvorhaben zu 
Maßnahmen zur Suizidprävention wird in dieser Form abgelehnt.  

Artikel 1 wird auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes gestützt; die Be-
gründung rechnet der öffentlichen Fürsorge ausdrücklich auch „präventive Maßnah-
men unter dem Gesichtspunkt der Hilfe für Betroffene und zur Intervention bei suizida-
len Krisen“ zu. Der Entwurf qualifiziert die Suizidprävention damit selbst als gesamtge-
sellschaftliche, aus Steuermitteln zu finanzierende Aufgabe und weist denselben Rege-
lungsgegenstand in Artikel 2 der Beitragsgemeinschaft der gesetzlichen Krankenversi-
cherung zu. Eine Verlagerung von Aufgaben der Daseinsvorsorge, die in der Zuständig-
keit von Bund, Ländern und Kommunen liegen, auf Beitragsmittel wird abgelehnt. 

Psychotherapeutische Akutbehandlungen, Terminvermittlung durch die Servicestellen 
sowie die Richtlinie des G-BA über die berufsgruppenübergreifende, koordinierte und 
strukturierte Versorgung für schwer psychisch kranke Versicherte mit komplexem Be-
handlungsbedarf (KSVPsych-RL) und die entsprechende Richtlinie für Kinder und Ju-
gendliche (KJ-KSVPsych-RL) haben bereits Bestand. Zu monieren ist ein Umsetzungs-
defizit beim Aufbau der Netzverbünde, nicht das Fehlen einer Rechtsgrundlage. Zeitlich 
befristete, regional verstreute Modellvorhaben beheben ein Umsetzungsdefizit in der 
Regelversorgung nicht, sondern verlagern es nur.  

Der stärkste Risikofaktor für einen Suizid ist der vorangegangene Suizidversuch. Der 
Entwurf führt in seiner Begründung selbst die drastisch erhöhte Suizidrate in den ers-
ten drei Monaten nach Klinikentlassung an. Die Lösung liegt nicht in der Erprobung in 
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bis zu sechzehn Modellvorhaben, sondern ein verbindlicher, bundesweit einheitlicher 
Versorgungspfad nach Suizidversuch in der Regelversorgung. Der G-BA muss daher die 
gesetzliche Beauftragung erhalten, die KSVPsych-RL und die KJ-KSVPsych-RL binnen 
einer gesetzlichen Frist um einen solchen Versorgungspfad weiterzuentwickeln, ver-
zahnt mit einem fallbezogen adäquaten Entlassmanagement nach § 39 Absatz 1a SGB 
V.  
  

ÄNDERUNGSVORSCHLAG 

a) § 64f SGB V wird gestrichen. An seine Stelle tritt eine Ergänzung des § 
92 Absatz 6b SGB V, mit der der Gemeinsame Bundesausschuss beauf-
tragt wird, die Richtlinien nach § 92 Absatz 6b SGB V innerhalb von 
zwölf Monaten nach Inkrafttreten um einen verbindlichen Versorgungs-
pfad für die suizidpräventive Nachsorge nach Suizidversuch (einschließ-
lich der Verzahnung mit dem Entlassmanagement nach § 39 Absatz 1a 
SGB V) weiterzuentwickeln. 

b) Für den Fall, dass an § 64f festgehalten wird, sind folgende Maßgaben 
aufzunehmen 
1) Vereinbarungen über Modellvorhaben setzen eine angemessene Kofi-
nanzierung durch das Land oder die Kommunen voraus, in deren Gebiet 
das Modellvorhaben durchgeführt wird 
2) Aufwendungen für die Vorhaltung und Unterhaltung von Krisendiens-
ten im Sinne des § 2 Absatz 4 des Suizidpräventionsgesetzes sind nicht 
Gegenstand der Vereinbarungen 
3) Modellvorhaben nach Absatz 1 Nummer 1 können nur in den Ländern 
vereinbart werden, die die Analyse nach § 9 Abs. 2 des Suizidpräventi-
onsgesetzes vorgelegt haben 
4) In Abs. 2 Satz 1 ist der Normadressat zu benennen 
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